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Einführung
Wir haben derzeit mit vielen Krisen zu 
tun, sei es in unmittelbarer Nähe oder 
weiter entfernt, z. B. in der Ukraine, Sy-
rien, dem Irak oder in Libyen, welche 
auch einen direkten Einfluss auf Euro-
pas Sicherheitsstabilität und Wohl-
stand haben. Außen- und Verteidi-
gungspolitik rücken somit immer stär-
ker auf die innenpolitische Tagesord-
nung der EU-Mitgliedstaaten. Die au-
ßenpolitischen Themen stehen immer 
mehr im Mittelpunkt, so wie z. B. hier-
zulande jüngst die Debatte über die 
Waffenlieferungen an die Kurden – 
eine Entscheidung, die den sicherheits-
politischen Diskurs in Europa maßgeb-
lich mitgestaltet.

Die Art und Weise, wie Europa mit 
all den Krisen umgeht, wird zu einer 
Art Stresstest der europäischen Außen-
politik. Und der neugeschaffene Euro-
päische Auswärtige Dienst (EAD) hat 
die Aufgabe, eine kohärente und wirk-

/// Vernetzter Ansatz: Comprehensive Approach

same europäische Antwort auf globale 
Herausforderungen zu finden.

Softpower Europas als  
Anziehungskraft 

Europäische Außenpolitik ist wertege-
bunden. Das hat mit unserer Identität 
zu tun – wir sind ja eine Wertegemein-
schaft – und ist eine Stärke. Es ist aber 
auch eine Schwäche, denn es hat auch 
einen direkten Einfluss auf die Art und 
Weise, wie wir mit bestimmten Instru-
menten umgehen. Aber von dieser Soft-
power Europas geht auch eine gewisse 
Anziehungskraft aus. Das wird immer 

Europas neue Außenpolitik

MACIEJ POPOWSKI /// Europa muss seine Verantwortung für die Stabilität in der Welt 
wahrnehmen. Dazu muss es in einer zunehmend fragilen, zerbrechlichen Welt auch 
seine außenpolitische Rolle einnehmen. Comprehensive Approach muss dabei die 
außenpolitische Devise sein.

Die derzeitigen Krisen fordern 
Europa auch AUßENPOLITISCH.
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mit Europa assoziiert, obwohl Europas 
Politik ganz bestimmt nicht mit Soft-
power aufhört. 

Wir sind in vielerlei Hinsicht immer 
noch attraktiv für aufstrebende Weltre-
gionen, aber auch für unsere direkten 
Nachbarn wie die Länder des westli-
chen Balkans oder der östlichen Part-
nerschaft. Und wir müssen die Attrakti-
vität des europäischen Modells erhal-
ten. Diese Anziehungskraft sollte man 
nicht unterschätzen. Man denke nur an 
die großen Kundgebungen auf dem  
Majdan in Kiew. Da sieht man, Europa 
hat etwas an sich. 

Diese Anziehungskraft übt Europa 
auch auf die Länder mit einer Mitglied-
schaftsperspektive aus. Die Zeit der 
großen Erweiterung ist zwar vorbei, 

aber der Prozess geht weiter, wenn auch 
eher unauffällig. Und es war die Attrak-
tivität der europäischen Perspektive, 
die Catherine Ashton, Hohe Vertreterin 
für Außen- und Sicherheitspolitik, sehr 
geholfen hat, zu einer bahnbrechenden 
Übereinkunft zwischen Belgrad und 
Priština zu kommen. Sie hat es ge-
schafft, dass die beiden Seiten sich im 
April 2013 auf ein Abkommen geeinigt 
haben und wir sind jetzt dabei, das um-
zusetzen. Und das soll auch eine Inspi-
ration sein für andere Länder, auch im 
westlichen Balkan, insbesondere für 
Bosnien und Herzegowina.

Natürlich führen wir nach wie vor 
auch eine Nachbarschaftspolitik, aber 
man muss deutlich unterscheiden zwi-
schen Erweiterungs- und Nachbar-

Maciej Popowski, stellvertretender Generalsekretär des Europäischen Auswärtigen Dienstes in 
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schaftspolitik. Die beiden werden auch 
mit nicht unbedeutenden Finanzmit-
teln gefördert. Und es können beide au-
ßenpolitisch sehr wirksam sein. 

Wenn man sich im Süden wie im 
Osten umsieht, sieht man, dass Europa 
ein wichtiger Bezugsrahmen, sozusa-
gen, aus verschiedenen Gründen, ein 
Referenzwert ist. Wir haben ja mit eini-
gen östlichen Partnerschaftsländern wie 

z. B. mit der Ukraine, mit Moldau und 
Georgien Assoziierungsabkommen ab-
geschlossen. Wir haben auch andere 
Abkommen mit den Ländern der südli-
chen Nachbarschaft getroffen. Und ei-
gentlich setzen wir ein Ziel um, das wir 
uns schon vor mehr als zehn  Jahren 
gesetzt haben, nämlich einen Ring ver-
antwortungsvoll regierter Staaten um 
uns herum zu bilden, wie es die europä-
ische Sicherheitsstrategie von 2003 vor-
sieht. Das Ziel ist noch nicht erreicht, 
aber von dieser Perspektive geht eine 
gewisse Kraft aus, auch wenn wir in-
zwischen die Nachbarschaftspolitik in 
einem sehr schwierigen Kontext umset-
zen müssen.

Wir dürfen die sogenannten einge-
frorenen Konflikte in Georgien oder 
Moldau nicht vergessen. Es gibt sie 
immer noch. Und es gibt auch viele 
Länder in unserer Nachbarschaft, die 
zunehmend von regionaler Instabilität 
bedroht sind wie z. B. Jordanien und 
der Libanon. 

Die Krise in der Ukraine hat nicht nur 
die EU und den gesamten europäischen 
Kontinent vor eine der größten sicher-
heitspolitischen Herausforderungen seit 

dem Ende des Kalten Krieges gestellt. Sie 
nimmt darüber hinaus auch unsere Wer-
te und Grundsätze, einschließlich der 
Prinzipien des internationalen Völker-
rechts unter Beschuss. Wir haben es ei-
gentlich mit einer strategischen Verlage-
rung von der Zusammenarbeit hin zum 
Wettbewerb zu tun. Man sieht ja auch 
die Rückkehr zu einer zumindest in Eu-
ropa schon tot geglaubten reinen Macht-
politik. Und die Europäische Union 
stand wenn auch nicht als Verursacher 
am Ursprung dieser Krise. Es ging um 
eine gewisse geopolitische und auch zivi-
lisationsgebundene Wahl des ukraini-
schen Volkes. Aber ging es dabei wirk-
lich um das Assoziierungsabkommen? Ja 
und Nein. Inhaltlich wohl eher weniger, 
symbolisch und in identitätsstiftender 
Hinsicht eher Ja. Das Abkommen reprä-
sentiert ein Nein zu einer schlechten Re-
gierungsführung, ein Nein zur Korrupti-
on und ein Nein zu einer selektiven Jus-
tiz. Es ging um europäische Werte und 
Normen, eine bestimmte Rechtsord-
nung. Um eine Wahl zu einer bestimm-
ten Rechtsordnung hin. Die Menschen, 
die für das Abkommen auf die Straße 
gegangen sind, wollen Europa und sie re-
präsentieren den dafür reifen ukraini-
schen Gesellschaftsteil. 

Vernetzte Sicherheit
Comprehensive Approach oder vernetz-
ter Ansatz ist die außenpolitische Devi-
se der Europäischen Union. Es ist eine 
Methode der Außenpolitik, die ver-
schiedene Instrumente zusammen-
bringt, um Stabilität und Wohlstand zu 
fördern, um Krisen schneller zu erken-
nen und sie zu verhindern bzw. entspre-
chende Lösungen zu finden. Der ver-
netzte Ansatz beschreibt, wie verschie-
dene Instrumente, insbesondere diplo-
matische, zivile, polizeiliche, humanitä-

Das System Europa wirkt nach wie 
vor anziehend.
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re und entwicklungspolitische, zusam-
men und auf koordinierte Art und Wei-
se eingesetzt werden können. Dazu gibt 
es auch ein Leitdokument, veröffentlicht 
im Dezember 2013.

Das funktioniert zwar noch nicht 
perfekt, aber es gibt einige Beispiele, wo 
es bereits gut gelungen ist, z.B. die Kon-
fliktprävention am Horn von Afrika 
und in Somalia. Wenn man Instrumen-
te wie Prävention und Frühwarnsyste-
me kohärent einsetzt, kann man schon 
etwas bewirken. 2011 gab es 167 An-
griffe von Piraten auf zivile Schiffe, 
2014 waren es nur mehr zwei, die wir 
durch militärische Mittel vereiteln 
konnten. Aber wir wissen, dass der 
Kampf gegen die Piraten auf hoher See 
allein nicht zu gewinnen ist. Wir müs-
sen deshalb auch an Land tätig werden 
und uns im Aufbau der Staatlichkeit in 
Somalia und in anderen Ländern der 
Region engagieren. Wir sind der größte 
Geber der Entwicklungshilfe dort und 
bilden somalische Soldaten und andere 
Sicherheitskräfte in der Region wie Küs-
tenwache oder Polizei aus. Und auch 
politisch sind wir durch die Hohe Ver-
treterin für Außen- und Sicherheitspoli-
tik sowie einen Sonderbotschafter für 
die Region sehr engagiert.

Im vernetzten Ansatz kommen Si-
cherheit und Entwicklung zusammen 
und das ist der richtige Ansatz, auch 
wenn er nicht immer einfach umzuset-
zen ist, denn es bedeutet schon eine ge-
wisse Umwertung der Entwicklungs- 
und Sicherheitspolitik. Wir müssen da-
bei die Ressortmentalität und einge-
hend damit auch Berührungsängste 
überwinden. Sollte man nun am besten 
gleich einige Abteilungen aus dem Bun-
desministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung in das 
Verteidigungsministerium überführen? 

Beim Europäischen Auswärtigen Dienst 
(EAD) ist das bereits erfolgt. Der ist ein 
hybrider Dienst. Wir sehen aus wie ein 
diplomatischer Dienst – auch wenn wir 
uns nicht so nennen –, haben aber im 
Hause einen Militärstab, einen Pla-
nungsstab, der die zivilen und militäri-
schen Einsätze der Union plant, und 
auch eine Abteilung für Entwicklungs-
politik. Und wenn wir uns ein Land an-
schauen und dann die Initiativen, die 
Intervention der Europäischen Union in 
einer gewissen Reihenfolge planen, 
dann arbeiten alle zusammen, die Ent-
wicklungsexperten mit den militäri-
schen und zivilen Planern, mit dem Mi-
litärstab und natürlich auch mit der 
politischen Abteilung des Hauses. Das 
haben wir z. B. in Bezug auf Mali so ge-
macht und jetzt auch in der Zentralafri-
kanischen Republik. Wir wissen, dass 
die militärische Intervention allein in 
der Zentralafrikanischen Republik das 
Problem mittel- bis langfristig nicht lö-
sen wird und wir dort ein Justizsystem 
mit einem funktionierendem Gefäng-
nis- und Polizeiwesen benötigen. Dafür 
braucht es wiederum einen Staats- und 
Kapazitätenaufbau und zur Förderung 
dessen wurde vor Kurzem ein Trust-
fond gegründet, an dem auch Deutsch-
land beteiligt ist. Die militärische Ope-
ration EUFOR CAR ist sehr erfolgreich. 
Die Truppen sollen über einen gewissen 
Zeitraum für Ordnung und Sicherheit 
sorgen und danach ist der Abzug ge-

Comprehensive Approach VERNETZT 
Entwicklungs- und Sicherheitspolitik.
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plant. Wir können das Land dann aber 
nicht einfach im Stich lassen, sondern 
müssen entwicklungspolitische Maß-
nahmen wie z. B. Ausbildung der Poli-
zei und Aufbau des Justizwesens folgen 
lassen. 

Seit 11 Jahren ist die europäische ge-
meinsame Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik völlig operationell. In die-
ser Zeit haben wir mehr als 30 militäri-
sche und zivile Einsätze ausgeführt. 16 
Einsätze sind derzeit noch am Laufen. 
In diesen Einsätzen arbeiten zurzeit für 
die Europäische Union ca. 7.000 Perso-
nen, ca. die Hälfte davon sind   Zivilis-
ten, z. B. Polizisten und Staatsanwälte 
im Kosovo oder in Afghanistan und die 
andere Hälfte Soldaten. Für eine nach-
haltige Sicherheitspolitik ist diese Art 
von zivilen Maßnahmen unentbehrlich. 

Mit der Ukraine-Krise und wahr-
scheinlich zum ersten Mal in diesem 
Maßstab seit dem Ende des Kalten Krie-
ges haben wir es mit einer Umwertung 
der Sicherheitspolitik zu tun. Die Annah-
men von der europäischen Sicherheits-
strategie von 2003 sind immer noch gül-
tig, aber der Kontext ist ein anderer. Und 
den müssen wir uns dann wieder vor Au-
gen führen und sehen, wie wir ihn in un-
seren Überlegungen zur Sicherheitspoli-
tik besser widerspiegeln können. 

Und mit dem Anschluss der Krim 
durch Russland sind wir das erste Mal 

seit dem Ende des Kalten Krieges Zeu-
gen von gewaltsamer neuer Grenzzie-
hung geworden. Damit haben sich die 
Spielregeln der europäischen Sicher-
heitsarchitektur geändert. Viele sehen 
hier ein strategisches Vorgehen und die 
Gefahrenanalyse muss entsprechend 
angepasst werden. Viele Jahre hat man 
sich in Europa und weltweit sehr auf 
neue Gefahren wie Cybersicherheit und 
Terrorismus konzentriert, aber jetzt 
sieht man, dass die konventionellen Ge-
fahrenquellen noch nicht überwunden 
sind. Was in der Ostukraine vor sich 
geht, ist ein konventioneller Krieg und 
nichts anderes. 

Sicherheitspolitische  
Auswirkungen der Krisen 

Was bedeuten diese vielfachen Krisen 
für Europa und für die europäische Au-
ßen- und Sicherheitspolitik? Die Ukrai-
ne-Krise ist ein Weckruf für die transat-
lantische Werte- und Ordnungsgemein-
schaft. Sie zeigt uns, dass Frieden und 
Stabilität in Europa angreifbar und 
nicht dauerhaft gegeben sind.

Wir Europäer müssen es auch ernst 
meinen mit unserem Engagement zur 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik. 
Es geht hier auch nicht nur um die Aus-
gaben, sondern auch um ein gewisses 
Umdenken. Wir müssen unser Verhält-
nis zur Verteidigungspolitik neu defi-
nieren und auch die Öffentlichkeit muss 
verstehen, dass Verteidigung nicht gott-
gegeben ist. Sie hat ihren Preis und die 
Nachfrage nach europäischen Verteidi-
gungskapazitäten wird wachsen. Und 
dabei ist es gleich, ob wir diese Kapazi-

Europäische Außenpolitik sollte
wertgebunden und mit einer Liberalen 
Weltordnung vor Augen gestaltet sein.

Neue „alte“ Gefahren erfordern eine
ENTSPRECHENDE Sicherheitspolitik.
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täten nahe der NATO, der Europäi-
schen Union oder national einsetzen. 
Ausschlaggebend ist, dass wir nicht 
wehrlos sind.

Wir müssen unser Engagement au-
ßerhalb Europas verstärken. Sicher-
heitspolitik ist auch eine Art von Inves-
tition und diese sollte nachhaltig sein. 
Deswegen müssen wir uns bemühen, 
die Kapazitäten unserer Partner auf na-
tionaler, regionaler und kontinentaler 
Ebene aufzubauen. Das tun wir z. B. 
mit der Afrikanischen Union. Für die 
Africa Peace Facility, ein Finanzinstru-
ment zur Förderung der Krisenpräventi-
on und des Peacekeeping in Afrika, 
wurden in den letzten sechs Jahren 750 
Millionen Euro verwendet, mit dem 
eindeutigen Trend zu mehr Ausbildung, 
Kapazitätenaufbau und Zusammenar-
beit mit den Partnern in Somalia und 
Mali und in Zukunft auch in der Zentral-
afrikanischen Republik.

Wir sind jetzt mitten in einem insti-
tutionellen Umbruch in Brüssel. Ende 
Oktober 2014 wurde das neue Team  
um Kommissionspräsident Jean-Claude 
Juncker präsentiert und das ist eine 
sehr geeignete Zeit, um an die Quintes-
senz der europäischen Außenpolitik zu 
denken. Sie sollte wertegebunden sein 
und immer eine gute Regierungsfüh-
rung sowie Achtung vor Menschen-
rechten und einer liberalen Weltord-
nung vor Augen haben. ///
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